
18. Sitzung der Vertreterversammlung der KV Thüringen 2023-2028

am 12. September 2026 in Altenburg

Bericht des Vorstandes

Teil I

Berichterstatterin:

Dr. med. Annette Rommel

Liebe Kolleginnen, liebe Kollegen,

wir haben ein mittleres Jahr, das letzte war schlecht, das nächste wird schlechter, war ein Spruch eines 
ehemaligen Gesundheitsministers in Thüringen – Dr. Klaus Zeh.

Was dem Anschein nach lustig erscheint, ist leider bitterer Ernst.

Der Aufbau und die Konsolidierung eines stabilen Vergütungssystems in Thüringen fußend auf einer guten 
Vertragspartnerschaft mit den Kassen, mit denen wir regional viele EGV verhandeln konnten, wurde mit 
wenigen Federstrichen durch ein Spargesetz zerstört.

Ein denkbar schlechter Start für einen Vorstand in neuer Konstellation in Thüringen.

Sie  können  sich  sicher  sein,  liebe  Kolleginnen  und  Kollegen,  wir  arbeiten  hart  daran,  dass  wir  die 
wenigeren finanziellen Mittel gerecht verteilen. 
Gestern haben wir das gemeinsam getan und wir werden Ihnen in der November-VV einen abgestimmten 
HVM vorlegen.

Das alles und noch viel mehr haben wir in unserem politischen Programm des Vorstandes festgeschrieben. 
Sie erhalten es über die Cloud und können uns daran messen.

Die meisten entscheidenden Eingriffe starten zum 01. Januar 2027. Ein Spargesetz ohnegleichen. Allein im 
kommenden Jahr sollen dem ambulanten Bereich in Deutschland rund 3 Mrd. EUR entzogen werden. Ab 
2030 soll die jährliche Einsparung rund 5 Mrd. EUR betragen. Dabei geht es, wie Sie wissen, nicht um 
Begrenzung  der  Zuwächse,  sondern  um  reale  Kürzungen  und  die  Rückkehr  zur  umfassenden 
Budgetierung.

Das  haben  wir  gestern  in  unserer  sehr  sachlichen  und  differenzierten  Diskussion  um  den  HVM 
entsprechend nachvollzogen. Dabei wurde klar: Unsere Aufgabe als Selbstverwaltung ist wie immer eine 
doppelte: Wir müssen die gesetzlichen Vorgaben umsetzen und zugleich unübersehbar machen, welche 
Versorgung diese Vorgaben noch ermöglichen. Gleichzeitig müssen wir den Mangel, der durch das Gesetz 
in der Versorgung entsteht, spürbar machen.

Besonders  bitter  ist  die  Tatsache,  dass  der  fachärztliche  Versorgungsbereich  und  insbesondere 
grundversorgende Fachärzte davon hart betroffen werden. Der hausärztliche Bereich hat mit wesentlich 
weniger Umsatzeinbußen zu tun.
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Die  Systematik  der  Entbudgetierung  wurde  bei  den  Haus-  und  Kinderärzten  belassen,  jedoch  war 
vorgesehen, einen Fallzahldeckel einzuziehen. Jetzt steht jedoch die Fixkostendegression zur Debatte im 
Bundestag. Möglicherweise soll sie nur in der HzV abgeschafft werden, was für mich ein absoluter Affront 
wäre gegen alle anderen Hausärzte in Deutschland. Man liest Unterschiedliches.

Gerne wird in diesem Zusammenhang beklagt, dass vor dieser extremen Sparorgie, wie gestern schon 
ausgeführt, eine Strukturreform erfolgt.
Ich frage mich dann immer: Wie sollte die aussehen?

Für  mich  ist  das  ambulante  System  mit  seinen  inhabergeführten  Praxen  das  Ideal  der  ambulanten 
Versorgung. Gut organisierte, nicht fremd investorenbetriebene MVZ tragen ebenso zu einer Versorgung 
bei - oft kooperativ im Inneren, so wie die Vernetzung der haus- und fachärztlichen Praxen flächendeckend 
in  Deutschland  ein  Erfolgsmodell  für  die  ambulante  Versorgung  in  Deutschland  ist.  Also  welche 
Strukturreformen? Ist  damit  das Primärarzt-  oder  Versorgungssystem gemeint,  dessen Einführung sich 
Koalitionäre auf die Fahnen geschrieben haben? Ich gestehe, dass ich dem skeptisch entgegensehe.

Ich frage mich, inwieweit eine politisch verordnete Steuerung oder eine Termingarantie im medizinischen 
Bereich  funktionieren  kann,  wenn  es  um  Indikationen  geht?  Geht  es  dabei  um  Basismedizin  in  der 
Hausarztpraxis?  Oder  90 %  der  Behandlungsanlässe  fallabschließend  behandelt,  wie  vom  DHÄV 
propagiert?
Da stellt  sich  zunächst  einmal  die  Frage,  was ist  fallabschließend? Keine Überweisung zum Facharzt 
vielleicht? Nach einer vom Zi geförderten Studie von Prof. Jost Steinhäuser, die sich schwerpunktmäßig mit 
der Patientensteuerung befasst, gaben Hausärzte an, 61 % ihrer Patienten fallabschließend behandelt zu 
haben. D. h., keine Folgetermine und keine Überweisungen.

Unser Qualitätsmerkmal ist die kooperative Versorgung von Patienten für ein erfolgreiches Outcome. Für 
die Politik steht das jedoch zur Disposition. Man hat das Gefühl, Facharztpraxen sollen abgeschafft werden 
und Hausärzte digital oder durch akademisierte Gesundheitsberufe in großem Maße ersetzt werden. Die 
immer wieder gleichlautenden Studien von den Stiftungen Bosch und Bertelsmann bahnen den Weg dahin.

Der  medizinisch-technische  Fortschritt,  der  sich  inzwischen  quartalsweise  verdoppelt,  eröffnet  uns  die 
Möglichkeiten, sehr viele Krankheitsbilder kurativ zu behandeln oder Symptome erfolgreich zu beseitigen. 
Das schafft man nur mit einem Netzwerk von Generalisten und Spezialisten.

Diese  Fortschritte  sind  natürlich  auch  mit  steigenden Kosten  verbunden.  Die  Leistungserbringer  dafür 
bezahlen zu lassen, kann nicht der richtige Weg sein. 
Aber natürlich ist auch eine bessere Steuerung der Patienten das, was wir uns wünschen, was wir aber 
auch selbst beeinflussen können. Ich präferiere jedoch im Gegensatz zur Politik die Eigenverantwortung 
der Patienten. Die Politik präferiert die Unterstützung durch das System. Der mündige Bürger ist passé. 
Von der Politik  werden alle als hilflos und geistlos definiert.  Die beste Lösung wäre dann noch, wenn 
politisch Beauftragte, Menschen euch bei Wahlen unterstützen würden.
Nachdem uns mit dem Sparpaket die finanziellen Mittel entzogen wurden, eine bessere Steuerung der 
Patientinnen und Patienten zu entwickeln bzw. fortzuführen, werden wir als Vorstand auf regionaler Ebene 
versuchen,  das  Thema  Überweisungssteuerung  bei  den  Honorarverhandlungen  wieder  aufzunehmen. 
Einen solchen Vertrag hatten wir schon 2016 verhandelt.  Er endete, nachdem das TSVG in Kraft  trat. 
Diejenigen, die schon länger im Amt arbeiten, kennen noch die A- und B-Überweisung mit Vergütung für 
den Haus- und Facharzt.

Deutschland hat  noch eines der besten Gesundheitsversorgungssysteme der Welt.  Gerne wird in halb 
informierten Kreisen noch angefügt:  „Es ist  aber  auch eines der  teuersten und das Outcome ist  eher 
mittelmäßig.“ Das sage ich aber nicht. 
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Ich bin der Meinung: Wie so oft werden in dem Fall Äpfel mit Birnen verglichen und man vergisst zum 
Beispiel  bei  den Aufwendungen der GKV die versicherungsfremden Leistungen,  d.  h.  den Beitrag des 
Staates für die Bürgergeldempfänger, den die Versichertengemeinschaft tragen muss. 

Natürlich kann man nicht  leugnen,  dass die Ausgaben für  das Gesundheitswesen in  Deutschland seit 
Jahren rasant steigen. Aktuelle Zahlen: GKV-Einnahmen - Steigerung um 4,1 %, Leistungsausgaben um 
7,4 %; Krankenhaus um 9,3 % und die ambulante ärztliche Versorgung um 6 %. Geschuldet ist das u. a. 
dem  medizinisch-technischen  Fortschritt,  dem  Lohngefüge  in  Deutschland,  den  gestiegenen 
Energiepreisen, den Inflationskosten und der multimorbiden Bevölkerung. Der ambulante Sektor stellt mit 
einem Anteil von 16 % bei 97 % der Behandlungsfälle (600 Mio/Jahr) Behandlungsfällen pro Jahr einen 
wesentlichen und sehr wirtschaftlichen Bereich dar.

Die Kosten sind das eine, aber was macht das deutsche Gesundheitssystem so einzigartig. Noch einmal: 
Das  ist  der  niederschwellige  Zugang  und  die  flächendeckende  Versorgung  durch  Haus-  und 
Facharztpraxen gleichermaßen - idealerweise in guter Zusammenarbeit.

Was sagt  nun unser  neuer  Bundesgesundheitsminister  dazu? Carsten Linnemann wurde im Zuge der 
Kabinettsumbildung vor sechs Wochen in das Amt berufen und in dieser Woche vereidigt.
Man hört  über  ihn,  er  sei  interessiert  und  höre  zu,  zeige  Interesse  an  den  Themen -  ja  was  sonst? 
Vorgestern hatte er in der Funktion den ersten Auftritt im Parlament in der Haushaltsdebatte. Ich zitiere den 
Beitrag darüber aus dem Tagesspiegel Background:  „Seine rund sieben Minuten nutzte er nicht für neue 
Ankündigungen. Besser steuern für eine verlässliche Gesundheitsversorgung, eine solide Finanzierung, 
mehr Zeit für die Menschen – das bezeichnete er als seinen Auftrag und die drei Grundsätze, von denen er 
sich leiten lassen will.  Linnemann verwies bei  der Steuerung auf die Notfallreform, die sich bereits  im 
parlamentarischen Verfahren befindet. Bei der Finanzierung erklärte er, dass „die Ausgaben des Systems 
an  die  Einnahmen“  angepasst  werden  müssten  –  so  auch  vorgesehen  mit  dem  GKV-
Beitragssatzstabilisierungsgesetz (BStabG). „Perspektivisch müssen die Beiträge sogar sinken, denn wir 
dürfen die Arbeitnehmer und Arbeitgeber nicht  mit  immer höheren Lohnnebenkosten belasten“,  so der 
Minister. Eine Lösung präsentierte er dafür nicht, bezeichnete es aber als „wichtigen Knackpunkt für die 
nachlassende Wettbewerbsfähigkeit“.

Mit Blick auf das oben Gesagte halte ich das für unmöglich, wenn die Politik nicht sagt, welche Leistungen 
noch bezahlt  werden sollen  und können.  Die  Sozialversicherungsbeiträge für  die  Sozialhilfeempfänger 
müssen steuerfinanziert werden und damit auf eine breitere Basis gestellt werden. Wie üblich entfällt auch 
im Entwurf für den Haushalt 2027 der mit Abstand größte Teil der Ausgaben im Gesundheitsetat auf die 
Zuwendungen des Bundes an den Gesundheitsfonds. Für die pauschale Abgeltung der Aufwendungen der 
Krankenkassen für gesamtgesellschaftliche Aufgaben wurden seit der gesetzlichen Festschreibung im Jahr 
2017 jedes Jahr 14,5 Mrd. EUR veranschlagt. Im kommenden Jahr soll der Bundeszuschuss allerdings um 
2 Mrd. EUR auf 12,5 Mrd. EUR sinken. Mit dem GKV-BStabG wurde die Absenkung etwas abgemildert, 
sodass der Bundeszuschuss auf 13,15 Mrd. EUR gekürzt werden soll.

Thema waren gestern auch die versicherungsfremden Leistungen. Unsere Forderung entspricht auch der 
der Krankenkassen.

Simone Borchardt,  gesundheitspolitische Sprecherin der CDU/CSU-Bundestagsfraktion,  meint  dazu, ich 
zitiere: „Was glauben Sie, was passiert, wenn man in ein krankes System immer mehr Geld schüttet?“ Ja, 
meint  sie  denn,  dass das System -  was ich nicht  als  krank bezeichne -  besser  wird,  wenn ihm Geld 
entzogen wird und die Praxen pleite gehen?
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Liebe Kolleginnen und Kollegen, die Finanzierung ist der Dreh-und Angelpunkt für die Erfüllung unseres 
Sicherstellungsauftrages. Um allen unseren Aufgaben gerecht zu werden, brauchen wir selbstverständlich 
auch Geld für unsere Verwaltung. Die Verwaltungskostenumlage aller Vertragsärzte finanziert die Arbeit der 
KV auch intern. Wir versprechen Ihnen schon heute, dass sie in diesem Jahr stabil gehalten wird, auch 
wenn der Orientierungswert nicht in dem Maße steigt, wie wir es benötigen würden. Unser Haushalt wird 
entsprechend aufgestellt sein.

Was wir aber nicht vernachlässigen dürfen, ist die weitere Förderung unseres Nachwuchses. Sie ist ein 
Garant dafür, dass Praxen in Zukunft übergeben werden können, was trotz allen pessimistischer Gedanken 
für die Zukunft notwendig sein wird. Der Zulauf zum Medizinstudium ist ungebrochen. Zum Wintersemester 
werden die ersten Studierenden immatrikuliert,  die  über  das Hausarztsicherstellungsgesetz zugelassen 
wurden. Wir waren als KV mit Kollegen an den Bewerbungsgesprächen beteiligt. Ich bin überzeugt davon: 
Wir müssen unsere Studierenden, Ärzte in Weiterbildung und Jungniedergelassenen oder im ambulanten 
Bereich Tätigen unterstützen - materiell wie ideell. So viel Idealismus und Liebe zu unserem Beruf haben 
wir noch. Das wird mir auch in den allermeisten Mails widergespiegelt, die mich jetzt erreichen wegen der 
Sorgen um das Weiterbestehen der eigenen Praxis und ich kann Ihnen sagen- das lässt mich nicht gut 
schlafen.

Etwas anderes raubt mir ebenso den Schlaf und das ist das Thema Resilienz und Krisenfestigkeit  der 
Praxen in Anbetracht einer realen Bedrohungslage in der Welt und genau vor unserer Haustür. In einer 
Forderung der KBV wurde deutlich, dass die Praxen kaum darauf eingestellt sind. Damit beschäftigen wir 
uns,  darüber müssen wir  reden. Die KBV erarbeitet  dafür eine Broschüre und wir  werden es in unser 
Fortbildungsportfolio  aufnehmen. Das werden wir  im nächsten Jahr unter  der Leitung von Frau Busse 
wieder hochfahren.

Die vertragsärztlichen Fortbildungstage im Frühjahr werden einen Höhepunkt bilden und wir planen etwas 
Neues.  Wir  schreiben  einen  Preis  für  „Versorgungshelden“  aus  und  werden  damit  Beispiele  guter 
Versorgung und kreativer Lösungen dafür in unserem Bundesland öffentlich darstellen und prämieren.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, uns wird sehr viel zugemutet und wir werden in den nächsten Jahren den 
Menschen  sehr  viel  zumuten  müssen.  Verantwortung  dafür  trägt  die  Politik.  Eine  entsprechende 
Öffentlichkeitsarbeit  ist  in  Planung.  Wir  werden  trotzdem  die  Versorgung  in  Thüringen  verlässlich 
organisieren. Wir werden transparent entscheiden. Wir werden Haus- und Fachärzte nicht gegeneinander 
ausspielen und wir  werden der Politik  die Konsequenzen ihrer  Entscheidungen nicht  mehr abnehmen, 
indem wir  sie  geräuschlos kompensieren.  Wer  starke Praxen will,  muss sie  finanzieren.  Wer  schnelle 
Termine will, muss Kapazitäten erhalten. Wer Steuerung will, muss medizinische Verantwortung stärken 
und  wer  Vertrauen  will,  muss  verlässlich  handeln.  Dafür  stehen  wir  als  Kassenärztliche  Vereinigung 
Thüringen –  geschlossen,  sachlich  und wo es  notwendig  ist,  mit  aller  Deutlichkeit.  Verlieren  wir  nicht 
unseren Idealismus und Optimismus.

Der Vorstand wird sich auch in neuer Konstellation verlässlich und leidenschaftlich für die Ärztinnen und 
Ärzte sowie Psychotherapeutinnen und Psychotherapeuten und die ambulante Versorgung in Thüringen 
einsetzen. Ich freue mich auf die Zusammenarbeit mit Björn Kusch.

Mein Dank gilt allen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der Verwaltung, allen voran Herrn Auerswald und 
Ihnen liebe Mitglieder der Vertreterversammlung der KV Thüringen, die sich ehrenamtlich engagieren.

Es gilt das gesprochene Wort!
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